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Neue Rahmen für alte Themen

„Framing“ ist ein Modebegriff geworden. „Wie framen wir das jetzt?“ ist immer 
wieder in Sitzungen zu hören, in denen schnell nach einer griffigen Formulie-
rung gesucht wird. Bei Framing geht es aber um viel mehr, wie wir im Folgen-
den anhand der Nationalratswahl 2017 zu zeigen versuchen: Es geht darum, 
welche Werthaltungen und Weltbilder Sprache transportiert und verstärkt – 
oder eben nicht. Und auf diese Weise Wahlen letztlich entscheidet. 

Das „Ausländerthema“ bei der Nationalratswahl 2017

Die Themen Migration und Integration, ebenso wie entsprechende Einstellungen 
in der Bevölkerung unterliegen einer wechselnden Konjunktur. So erfuhr das 
„Ausländerthema“ einen Aufstieg parallel zu den Wahlerfolgen der FPÖ unter 
Jörg Haider mit einem ersten Höhepunkt anlässlich des Volksbegehrens „Öster-
reich zuerst“ im Winter 1993. Weiterhin stark rund um die Jahrtausendwende 
und die EU-Erweiterung 2004, hatte das Thema hingegen im Nationalratswahl-
kampf 2006 massiv an Bedeutung verloren: In einer Wahltagsbefragung von 
SORA und IFES rangierte die „Integration von Ausländern“ unter 16 abgefragten 
Themenbereichen damals nur an 14. Stelle.1 Und auch in der SORA/ISA Wahl-
tagsbefragung zur Nationalratswahl 2008 findet sich „Zuwanderung“ in der Liste 
der wichtigsten Themen im Wahlkampf nur an vorletzter Stelle.2

Der starke Anstieg der Flüchtlingszahlen in Europa im Jahr 2015, die  
Konflikte und Schwierigkeiten mit deren Bewältigung in der europäischen und 
österreichischen Politik und die hohe mediale und öffentliche Aufmerksamkeit 
haben Migration und Integration wieder zu einem Top-Thema der öster
reichischen Politik gemacht. Dabei hinterließ das Krisenmanagement der  
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Bundesregierung im Verlauf des „Flüchtlingsjahres 2015“ in der Bevölkerung 
einen ausgesprochen negativen Eindruck: Fast die Hälfte der Befragten (46 Prozent) 
gaben in einer Studie vom Oktober 2015 an, dass sie in Bezug auf die Hand-
lungen der Politik „verärgert“ sind. 59 Prozent schätzten die Arbeit der Österrei-
chischen Bundesregierung angesichts der Flüchtlingssituation als weniger gut 
oder gar nicht gut ein.3 Diese Unzufriedenheit mit der Regierungskoalition erwies 
sich als dauerhaft, wie sich unter anderem am schlechten Abschneiden der SPÖ- 
und ÖVP-Kandidaten bei der Präsidentschaftswahl 2016 zeigen sollte.

Die Regierungsparteien reagierten darauf mit einer deutlichen Verschiebung 
ihrer politischen Rhetorik in Richtung Härte und Abschottung gegenüber Flücht-
lingen und Migration. Im Folgenden soll argumentiert werden, dass dieser  
rhetorische Schwenk weniger eine Anpassung der politischen Eliten an eine 
mehrheitlich bereits rigide Bevölkerungsmeinung war, sondern dass umgekehrt 
der Diskurs der politischen Eliten das Meinungsbild in der Bevölkerung bis 
heute stark beeinflusst hat.

Flüchtlinge, Migration und Value Shifters

SORA hat die Einstellungen der Österreicherinnen und Österreicher4 zu Flücht-
lingen, Migration und Integration seit mehr als zehn Jahren in zahlreichen  
Forschungsprojekten untersucht. Dabei zeigte sich vielfach das Phänomen 
widersprüchlicher oder ambivalenter Einstellungsmuster. So wurden in der 
bereits genannten Studie vom Oktober 2015 vier Aussagen zur aktuellen Flücht-
lingssituation vorgelegt, die sowohl das Bedürfnis nach Abschottung als auch 
nach Aufnahme und Hilfe für die Flüchtlinge ausdrückten.5 Die Analyse zeigte
• bei 58 Prozent der Befragten überwiegend positive Einstellungen6 zu den 

Flüchtlingen;
•	 bei rund einem Fünftel der Befragten (19 Prozent) überwiegend negative  

Einstellungen zu den Flüchtlingen;
•  das verbleibende knappe Viertel der Befragten (23 Prozent) zeigte ein  

hochgradig ambivalentes Einstellungsmuster mit Zustimmung sowohl zu 
Abschottung als auch zu Aufnahme und Hilfe. 
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Die vom US-amerikanischen Linguisten George Lakoff geprägte Theorie des 
politischen Framing bietet mit dem Begriff der „Value Shifters“7 eine Möglichkeit, 
dieses Phänomen ambivalenter Einstellungsmuster wissenschaftlich einzu
ordnen.8 Lakoff nennt diejenigen Menschen „Value Shifters“, die aus unter-
schiedlichen Perspektiven – vereinfacht gesprochen aus einer „rechten“ und 
einer „linken“ –  auf das gleiche Thema blicken können. Ihre Haltung zu ein und 
derselben Sache kann wechseln, je nachdem wie darüber gesprochen wird. 

In einer Analyse der Einstellungen rund um die Abschaffung der Zweidrittel-
mehrheit für Budget- und Steuergesetzgebung in Kalifornien hat Lakoff die 
Anzahl der Value Shifters bei diesem Thema mit rund 18 Prozent der Wahl
berechtigten angegeben:

They think like both liberals and conservatives – depending on how they 
understand the issue. With a liberal value-framing, they give liberal answers; with 
a conservative value-framing, they give conservative answers. (Lakoff 2010)

Aus strategischer Sicht sind diese Value Shifters insofern besonders relevant, 
als sie in besonderem Maße durch Wahlkampfkommunikation mobilisierbar 
sein dürften. Wenn wir dem seit den 1990er Jahren in Kognitionswissenschaft 
und Psychologie entwickelten Ansatz des „motivated reasoning“9 folgen, dann 
sind Personen mit festen eigenen Überzeugungen für gegenläufige Botschaften 
und Fakten kaum erreichbar. Unter Value Shifters hingegen ist nach Lakoff zu 
erwarten, dass die Dominanz einer bestimmten Werteperspektive in  
öffentlichen Debatten dazu führen wird, dass ebendiese Perspektive und das 
damit verbundene Framing im kognitiven System der Adressaten gestärkt,  
konfligierende Werteperspektiven hingegen geschwächt werden. 

Erfolgreiches Framing im Sinne von George Lakoff ist daher die Kunst, die 
eigenen politischen Positionen und Maßnahmen mit Bezug auf die eigenen 
Werte und in einer zu diesen Werten kohärenten Sprache zu kommunizieren. 
Denn Sachpolitik, Fakten und Expertise allein, so Lakoff, reichen nicht aus, um 
Wähler zu überzeugen. Diese hören politischer Kommunikation immer auch 
mit einem moralischen Ohr zu, für das politische Vorschläge nur dann über
zeugend klingen, wenn diese mit Bezug auf relevante Werte als „moralisch 
richtig“ erkannt werden können.
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Kurz: Fakten ohne ein moralisches Framing sind in der politischen Massen-
kommunikation wirkungslos. Framing ohne Fakten, d. h. politisch-moralisch 
inszenierte Kommunikation ohne sachpolitische Expertise und Faktenbasis, 
kann hingegen durchaus Wirkung entfalten, zumal wenn die politische  
Konkurrenz kein überzeugendes alternatives Framing anbietet. 

Das integrationspolitische Framing der Parteien im  
Nationalratswahlkampf 2017

Im Lichte dieser Analysen erscheint die Nationalratswahl 2017 auch als  
Versagen der Parteien links der Mitte in der Auseinandersetzung um die Value 
Shifters beim Thema Migration und Integration. So haben die Grünen auf 
Bundesebene dieses Thema als eines, das ihnen vermeintlich nur schaden 
könnte, bewusst vermieden und sich damit selbst marginalisiert. Es ist ihnen 
letztlich weder gelungen, auf der Sachebene fundierte Positionen und  
Maßnahmen einzubringen, noch in den Kampf um die politisch-moralische 
Hegemonie mit einzugreifen.

Die politische Kommunikation der SPÖ seit 2015 erscheint aus Sicht des 
Framing-Ansatzes als ein Schlingerkurs. Einerseits sollte in Abgrenzung zur FPÖ 
weiterhin eine liberale Linie vermittelt werden. Auf der anderen Seite sollte mit 
Blick auf eine vermeintlich rigide Bevölkerungsmeinung explizit Härte gezeigt 
werden – mit dem Effekt, dass sprachlich etwa im „Plan A“ Flüchtlinge und 
Einwanderer primär als Bedrohung für Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und Werte 
wie die Gleichberechtigung der Geschlechter gerahmt wurden.10

Die ÖVP unter Sebastian Kurz hat sich in Sachen Migration und Inte
gration entschieden, Positionen der FPÖ und die entsprechenden Frames zu 
übernehmen und diesen damit zusätzliche moralische Autorität zu ver
leihen. Was in der Vergangenheit noch als „ausländerfeindlich“ kritisiert 
wurde, wurde mit der Kurz-Kampagne als Teil des moralischen Common 
Sense legitimiert: „tun, was richtig ist“. Eventueller moralischer Zwiespalt in 
den Herzen und Hirnen der „Value Shifters“ dürfte sich angesichts dieser 
Botschaft abgeschwächt haben: ein Umstand, der einer Entscheidung 
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zugunsten der beiden Proponenten des FPÖ-Framings in der Wahlzelle 
zusätzliche „kognitive Leichtigkeit“ (cognitive ease) verliehen haben mag. 

Die Positionierung der ÖVP unter Sebastian Kurz führte in den TV-Konfron-
tationen im Nationalratswahlkampf zur Dominanz des „Ausländer-Frames“: 
Laut einer Analyse von APA de facto wurde in den TV-Duellen auf allen  
Sendern mit 2,5 Stunden Sendezeit am meisten über Migration und Asyl  
gesprochen (vor Steuerpolitik und der Frage möglicher Koalitionen nach der 
Wahl).11 Dieser Sachverhalt auf der politischen Angebotsseite blieb nicht ohne 
Effekt auf die Wähler: 58 Prozent der Befragten gaben in der SORA/ISA  
Wahltagsbefragung zur Nationalratswahl 2017 an, dass sie im Wahlkampf 
„sehr häufig“ über „Asyl und Integration“ diskutiert haben, das ist der mit 
Abstand höchste Wert unter elf abgefragten Themen.12

Der Blick auf Zuwanderung als „Fürsorgliche Eltern“  
oder „Strenger Vater“

George Lakoff hat die politische Kommunikation zu unterschiedlichsten  
Themen untersucht und dabei beobachtet, dass Menschen mit „linken“ und 
Menschen mit „rechten“ Weltbildern oft aneinander vorbeireden. Wenn ideal-
typische Vertreter dieser beiden Gruppen miteinander diskutieren, kommen  
die moralischen Begründungen bei der jeweils anderen Seite nicht an oder 
verursachen Kopfschütteln. Der Demokrat kann dem Republikaner nicht erfolg-
reich vermitteln, warum er für den Schwangerschaftsabbruch ist, die Republika-
nerin der Demokratin nicht, warum sie die Todesstrafe befürwortet.

Lakoff erklärte diese Beobachtung letztlich als Effekt von zwei grundsätzlich 
verschiedenen Erziehungsmodellen und den damit einhergehenden  
Menschen- und Weltbildern. Menschen machen die erste Erfahrung von Gover-
nance, also „regiert zu werden“, in der Regel als Kinder in der Familie.  
Während die eine Familie davon überzeugt ist, dass Kinder nur durch Disziplin 
und Gehorsam zu einem gelingenden Leben geführt werden können, hält die 
andere weniger von Strenge und ist davon überzeugt, dass Schutz und Befähi-
gung dem Kind die Voraussetzungen für ein gutes Leben als Erwachsene bieten.
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Mit diesen zwei Erziehungsansätzen vermitteln sich zwei grundlegend  
verschiedene Menschenbilder: Im Frame des „Strengen Vaters“13 kommen wir, 
wenn nicht als böse, so zumindest nicht von vornherein als „gute Menschen“ 
zur Welt. Kinder müssen auf eine gefährliche Welt vorbereitet werden und  
lernen, ihre Impulse und Triebe unter Kontrolle zu halten. Der „strenge Vater“ ist 
in diesem Modell der Lehrmeister, der Unterordnung verlangt und bei Bedarf 
straft – und zwar nicht etwa aus Sadismus, sondern aus Verantwortungsbewusst-
sein gegenüber Menschen, die noch nicht genügend Disziplin entwickelt 
haben, um im Leben zu bestehen. 

Im zweiteren Modell herrscht die Vorstellung vom Menschen als an sich 
gutem Wesen, das soziale und strukturelle Rahmenbedingungen braucht, um 
gedeihen zu können. Dieser Mensch braucht Schutz durch die Eltern und 
Bestärkung sowie Förderung des Selbstwertgefühls. Der Mensch hat Aussich-
ten auf Erfolg im Leben aufgrund verschiedener Rahmenbedingungen, die 
von der Gemeinschaft zur Verfügung gestellt werden, wie Schule, Infrastruk-
tur etc. (vgl. Lakoff 2014).

Diese zwei Menschenbilder erklären auch völlig unterschiedliche Sichten  
zu Sozialpolitik und Umverteilung: Während die einen glauben, dass Sozial-
programme bei Menschen Disziplinlosigkeit fördern, glauben die anderen, 
dass sie Menschen in schwierigen Situationen befähigen, wieder aufzustehen 
und ihren Weg weiterzugehen.

„Zuwanderung ins Sozialsystem“ als Anwendung  
des „Strenger-Vater-Frames“

Im Nationalratswahlkampf 2017 ist es den Parteien rechts der Mitte gelungen, 
den Gerechtigkeitsbegriff in ihrem Sinne zu framen. Verteilungsgerechtigkeit 
und Fairness wurden nicht in Hinblick auf zunehmende Vermögenskonzentra-
tion und die wachsende Schere zwischen Arm und Reich diskutiert – wie es im 
Interesse der SPÖ gelegen wäre, die dies zwar ansatzweise, aber letztlich nicht 
konsequent versucht hat. Im Zentrum der meisten Debatten stand vielmehr die 
Frage, wer wie viel an Sozialleistungen erhält und ob dies gerechtfertigt sei: 
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„Sozialleistungen“ waren nach „Asyl und Integration“ das am zweithäufigsten 
diskutierte Thema im Wahlkampf.14

Die Liste Sebastian Kurz formuliert ihr Verständnis von „neuer Gerechtigkeit“ 
im ersten Teil ihres dreiteiligen Programms:

„Aber Gerechtigkeit muss für uns nach wie vor das Ergebnis von Arbeit und 
nicht von Umverteilung sein. Wenn wir arbeitsfähigen und gesunden  
Menschen ein komfortables Leben aufgrund von staatlicher Unterstützung 
ermöglichen, dürfen wir uns nicht wundern, wenn sie wenige Anreize verspüren, 
sich ihr Leben durch Erwerbsarbeit zu finanzieren. Wir dürfen uns auch nicht 
wundern, wenn unser Sozialsystem innerhalb und außerhalb der EU attraktiv 
für Zuwanderung ist.“ (Wahlprogramm Neue Volkspartei 2017, 1/3, S. 6)

Im ersten Satz wird an wirkliche Gerechtigkeit der Anspruch gestellt, dass sie 
Disziplin und Leistungsbereitschaft der einzelnen widerspiegelt. Eine staatliche 
Unterstützung sei kein allgemeines moralisches Recht, sondern eines, für das 
vorher Leistung erbracht werden muss: „Wer Leistungen beziehen will, muss 
zuerst Leistungen erbringen“ und „Wer arbeitet und Leistung erbringt, darf nicht 
der Dumme sein“,  heißt es auf der selben Seite.15

Wer dieses Menschenbild teilt, glaubt, dass man anderen nichts Gutes tut, indem 
man sie unterstützt, statt sie zu fordern. Der emotionale Fokus liegt aber auf der 
Mehrheitsgesellschaft: Dass Gruppen eine Sozialleistung ohne vorherige Gegen-
leistung erhalten, wäre gegenüber Arbeitenden und Leistungsträgern ungerecht. 

An diesem Beispiel können wir das Menschenbild des „Strengen Vaters“ nach 
Lakoff in österreichischer politischer Praxis nachvollziehen: Ein System, das  
Menschen in schwierigen Situationen „Schutz und Hilfe“ (Modell der fürsorg
lichen Eltern) gewährt und quasi die Voraussetzung für spätere Erwerbsbeteiligung 
ist, ist im Modell des „Strengen Vaters“ eine Einladung zur Disziplinlosigkeit – 
sowohl für die bereits im Land Befindlichen als auch für die Zuwanderungs
willigen. Daraus ergibt sich die programmatische Schlussfolgerung: „Wir müssen 
ganz klar die Zuwanderung ins Sozialsystem vermeiden“…(ebd. S. 47).

Der im Wahlkampf – etwa auch in den TV-Debatten – häufig verwendete 
Ausdruck „Zuwanderung ins Sozialsystem“ erbringt in nur drei Worten also 
eine sehr starke Framing-Leistung. Politisch relevante Framing-Leistungen  
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enthalten stets moralische Urteile, vereinfacht gesprochen: Ist jemand oder 
etwas gut oder schlecht?

Dieses Urteil erfolgt im Ausdruck „Zuwanderung ins Sozialsystem“ auf zwei 
Ebenen. Einerseits betrifft es die Motive von Zuwanderern, diese – auch wenn 
die verfügbare Evidenz16 dies nicht stützen kann – seien niedrig. Andererseits ist 
der Ausdruck ein Urteil über die Qualität des österreichischen Sozialsystems: Es 
erzeuge unmoralisches Verhalten und sei gegenüber der moralisch handelnden 
Mehrheitsbevölkerung ungerecht.

Den Parteien links der Mitte ist es in der Kampagne zur Nationalratswahl 
auch nicht ansatzweise gelungen, diesem konsequenten „Strenger-Vater- 
Framing“ ein eigenes Framing entgegenzusetzen. Hier spricht einiges dafür, 
dass dies für den Ausgang der Nationalratswahl im Endeffekt wesentlich  
entscheidender war als etwa die Silberstein-Affäre und andere mediale „Auf
reger“17: Denn welches Weltbild bei der Gruppe der Value Shifters häufiger 
aktiviert wird, ist laut Lakoff für ihre Wahlentscheidung von zentraler Bedeutung. 

Beispiel „Klimaschutz“: Am Framing gescheitert

Während die Parteien rechts der Mitte durch konsequentes und auch einander 
verstärkendes Framing die Themen Migration, Asyl, Sozialtransfers und Sicher-
heit zu „Winning Issues“ dieser Nationalratswahl  gemacht haben, ist für 
Umweltthemen wohl das Gegenteil der Fall. Die Art der Kommunikation von 
Umweltthemen hat vermutlich dazu geführt, dass Ökothemen im Lauf des  
Jahres 2017 nicht wichtiger, sondern vermutlich sogar weniger relevant für die 
Wähler wurden. Auch wenn es mit der vorliegenden Datenlage keinen streng 
wissenschaftlichen Beweis für die These geben kann, dass die gewählte Kommu-
nikation zu Umweltthemen das Ausscheiden der Grünen im Endeffekt mitver
ursacht hat, gibt es doch einige Hinweise, die dies plausibel erscheinen lassen.

Über Ökothemen haben die Wähler im Vorfeld der Nationalratswahl ver-
gleichsweise selten debattiert: Nur 19 Prozent der Österreicher diskutierten 
„sehr häufig“ über Umweltschutz, damit liegt das Thema unter elf abgefragten 
an vorletzter Stelle18. Es wurde damit sogar etwas weniger häufig als wichtiges 
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Thema genannt als noch im Vorfeld der Nationalratswahl 2013. Dem gegen-
über stand der fast trotzige Versuch der Grünen Kampagne, mit Umweltschutz 
„durchzukommen“, konkret mit Klimaschutz: „Für mich ist Klimaschutz und 
Umweltschutz ein ganz zentrales Thema in diesem Wahlkampf... In allen Inter-
views versuche ich es unterzubringen, auch wenn die anderen nicht davon 
reden wollen.“19 

Dieses Zitat der Spitzenkandidatin Ulrike Lunacek spiegelt die zentralen 
Schwierigkeiten der Grünen bei der Kommunikation des Ökothemas wider.

Sehen wir uns zunächst das Wort „Klimaschutz“ an.20 Es ist zu vermuten, 
dass dieser Begriff irgendwann in Analogie zu Begriffen wie „Tierschutz“ und 
„Naturschutz“ etabliert wurde – und zwar von Menschen, die andere für diese 
Ziele mobilisieren wollen. Hier wurde offenbar nicht bedacht, dass die emoti-
onale Stärke von „Tierschutz“ weniger am Wort „Schutz“ an sich liegt, sondern 
dass in Kombination mit „Tier-“ beim Publikum sofort Bilder schutzbedürftiger 
Lebewesen entstehen (wie hilflosen, kleinen Hundewelpen). Und auch bei 
„Naturschutz“ geht es darum, mit der Natur etwas Lebendiges zu bewahren.

Das Klima ist dagegen etwas Unbelebtes. Es mag zwar mit Lebewesen  
interagieren, aber es ist selbst keines. Das Klima hat dadurch kein eigenständiges 
Recht auf Schutz. Noch gravierender: die Veränderungen im Klima sind – gerade 
laut Umwelt-Aktivisten – für die Menschen etwas Bedrohliches. Folglich hat das 
Klima gegenüber vielen Lebewesen und natürlich auch den Menschen die 
Rolle eines Gefährders, wenn nicht eines Feindes. Daher kann – bei allen höchst 
vernünftigen Argumenten für die Verlangsamung der Erderwärmung – das Wort 
„Klimaschutz“ emotional Menschen vermutlich nur sehr schwer für dieses 
Anliegen motivieren. 

Viele ökologisch Engagierte scheinen dies zu spüren. Auch die wieder
kehrenden Inszenierungen der internationalen Klimagipfel könnten letztendlich 
auf das Publikum paradoxerweise sogar „einschläfernde Wirkung“ ausüben.21 

Um dem gegenzusteuern und stärkere Emotionen hervorzurufen, verwenden 
NGOs wie auch die Grünen in den letzten Jahren vermehrt Ausdrücke wie 
„Klimakrise“22 und „Klimakatastrophe“23.  

Das Problem hierbei: Es wird eine Apokalypse gezeichnet, aber nicht der 
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Weg zur Rettung. Ein häufiges Narrativ zur Globalen Erwärmung sagt, bildlich 
gesprochen, der Menschheit den Untergang voraus, würden wir nichts tun – 
mit enormer Anstrengung könnten wir allerdings dafür sorgen, dass uns das 
Wasser sozusagen nur mehr bis zum Hals steht. Erlösungshoffnung ist das 
keine, ein gelobtes Land, in dem die Herausforderung Klimawandel im Griff ist, 
scheint weit weg, quasi unerreichbar. Das erzeugt Angst und Abwehr und 
macht so das Klima-Thema auch zu einer enormen kommunikativen Heraus-
forderung.24

Diese Herausforderung, nämlich Begriffe und Narrative einzusetzen, die 
Menschen für den Kampf gegen die Erderwärmung mobilisieren können,  
blieb auch 2017 ungelöst. Weder Medien und schon gar nicht die politische 
Konkurrenz sprang auf, aber die Grünen reagierten mit Bestemm, indem sie 
öfters thematisierten, dass sonst niemand darüber sprechen möchte.25

Der toxische Effekt aus Sicht der Grünen ist, dass sie dadurch nicht nur auf 
eine Erzählung gesetzt haben, die, wenn überhaupt, nur sehr wenig mobilisiert 
hat. Sie haben darüber hinaus auch ungewollt eine Aussage über sich selbst 
getroffen: nämlich dass sie in dieser Kampagne letztlich zu wenig darauf  
geachtet haben, ob und wie ihre Erzählungen angenommen werden und damit 
wohl auch bei nicht wenigen ihrer bisherigen Wähler als „out of touch“  
wahrgenommen wurden. 

Daraus den Schluss zu ziehen, dass die Klimawandel- oder Umweltthemen 
generell kein Mobilisierungspotenzial haben, wäre voreilig. Aber die National-
ratswahl zeigt im Fall der österreichischen Grünen dramatisch, wie ungeschick-
tes Framing und das Setzen auf Narrative, die keine Mobilisierungskraft  
entwickeln oder diese sogar unterlaufen, letztendlich entscheidend für den 
Wahlausgang sein können.
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